
 

 

Information Nutzungsplanung II 

Fokus: Bauzonengrösse 

Details vgl. Planungs- und Mitwirkungsbericht, S. 51 ff. 

Das eidgenössische Raumplanungsgesetz und der kantonale Richtplan verlangen eine  

Reduktion der zu grossen Reserven an Wohn-, Misch- und Zentrumszonen (WMZ). Ziel ist, nur 

noch so viel einzuzonen, wie der Bedarf es für die nächsten 15 Jahren rechtfertigt.  

Im Zonenplan dürfen Kapazitäten für das 

prognostizierte Bevölkerungswachstum be-

reitgestellt werden. Im Gemeinderichtplan aus 

dem Jahr 2014 ist ein angestrebtes Wachstum 

von einem Prozent festgelegt. Das entspricht 

bis im Jahr 2032 einer Bevölkerungszunahme 

um etwa 2‘700 Einwohner. Eine ähnliche Vor-

gabe betreffend Wachstum macht der kanto-

nale Richtplan vom Oktober 2018. 

Die angestrebten Mischnutzungen haben zur 

Folge, dass in den Wohngebieten vermehrt 

auch gewerbliche Nutzungen stattfinden. Des-

halb ist neben der Bevölkerungsentwicklung 

auch die Zunahme der Arbeitsplätze einzube-

ziehen.  NUP-Bericht 6.1.3 / S.46 

Verdichtetes Bauen 

Grundsätzlich gilt in den Wohn-, Misch- und 

Zentrumszonen in Glarus Nord künftig eine 

zweieinhalb- bis dreigeschossige Regel-

bauweise. In den Gebieten Wohnzone dicht 

und Zone für höhere Bauten ist teilweise eine 

höhere Dichte angestrebt. Anhand der beste-

henden Dichten in den einzelnen Ortschaften 

wird aufgrund der Möglichkeiten, welche die 

neue Nutzungsplanung bietet, ein gewisses 

Verdichtungspotenzial geschätzt.  NUP-Be-

richt 6.2.1 / S. 48 

 

Baulandbedarf und Baulandangebot  

Anhand des Verdichtungspotenzials der be-

stehenden, nicht bebauten Flächen wird auf-

grund des angestrebten jährlichen Wachs-

tums von einem Prozent der Bedarf an nicht 

bebauten Flächen eingestuft. Dieser ist be-

deutend kleiner als die heute ausgeschiede-

nen Wohn-, Misch und Zentrumszonen. Um 

die zu grossen Bauzonen abzutragen, erfolgt 

die Nutzung der Bauzonen in Etappen. 

Die Gebiete, die den Bedarf der nächsten Pla-

nungsperiode übersteigen, sind einer Zone 

für künftige bauliche Nutzung (ZkbN) zuge-

teilt. Diese Gebiete werden gemäss raumpla-

nerischen Kriterien sowie Erkenntnissen aus 

dem Gemeinderichtplan 2014 ausgewählt. Sie 

umfassen den Flächenbedarf für die nächste 

Richtplanperiode (bis 2042). 

Die Flächen für die Planungsperiode bis 2032 

sind in den Zonenplänen als WMZ bezeichnet 

und aus raumplanerischer Sicht sinnvoll abzu-

grenzen. Dies geschieht unter anderem an-

hand der Erschliessung (insbesondere auch 

durch den ÖV) und der Lage (Integration der 

Parzelle im bereits überbautes Gebiet). Zu-

dem sollen alle Ortschaften Entwicklungsmög-

lichkeiten erhalten.  

 



 

 

Um die WMZ dem Bedarf anzupassen, ist eine 

Beschränkung auf 330 Hektaren nötig. Davon 

sind 38,4 Hektaren nicht bebaut. Dies ent-

spricht einer Reduktion von 39,1 Hektaren im 

Vergleich zu den rechtsgültigen Nutzungspla-

nungen. Davon sind 19,5 Hektaren für künftige 

bauliche Nutzung vorgesehen.  NUP-Be-

richt 6.2.2 / S. 52 

Über die Hälfte (zirka 58 Prozent) der redu-

zierten WMZ-Flächen sind im Eigentum der 

Gemeinde. 

Ferienhauszonen 

Die Ferienhauszonen sind auch künftig Ge-

bäuden für temporären Aufenthalt vorbehal-

ten. Bestehende dauernd bewohnte Gebäude 

behalten ihren Status mit der Nutzungspla-

nung II: Grundsätzlich bleibt der Besitzstand 

erhalten. Gleichzeitig sollen keine zusätzli-

chen Dauerwohnbauten in diesen Lagen ent-

stehen, weil solche die WMZ-Bilanz in den 

Dörfern belasten. 

Auf eine Förderung der WMZ in diesen Lagen 

wird auch verzichtet, weil die Erschlies-

sungskosten pro Wohneinheit für diese Ge-

biete unverhältnismässig hoch sind. 

Die ehemalige Ferienhauszone in Nidstalden 

schliesst an die bestehende, historisch ge-

wachsene Dauerwohnsiedlung an und kann 

als Erweiterung der Siedlung betrachtet wer-

den. Diese Zuweisung zur WMZ ist im Ge-

meinderichtplan festgehalten und wird in der 

neuen Nutzungsplanung umgesetzt.  

Eine bedarfsgerechte Zahl zusätzlicher  

Ferienhäuser ist in den Ferienhauszonen 

möglich, ohne die Begrenzung aus der Zweit-

wohnungsgesetzgebung zu verletzen. 

Die Ferienhauszonen werden in den Zonen-

plänen Nutzung und im Baureglement abgebil-

det. Sie beschränken sich auf den bebauten 

Teil, ergänzt durch die Baulücken, und ent-

sprechen dem geschätzten Bedarf.  NUP-

Bericht 7 / S. 54 bis 56

 


